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nungswidrigkeitsrecht der DDR neben dem OWG als der 
grundsätzlichen und verfahrensrechtlichen Bestimmung 
239 Ordnungsstrafbestimmungen, die in 27 Gesetzen, 75 Ver­
ordnungen, einem Beschluß, 5 Durchführungsverordnungen, 
96 Anordnungen und 9 Durchführungsbestimmungen enthal­
ten und als Ordnungswidrigkeitstatbestände oder als Blan- 
kettbestimmungen ausgestaltet sind.

Ordnungswidrigkeitstatbestände

Ordnungswidrigkeitstatbestände bestehen aus der Beschrei­
bung der Ordnungswidrigkeit (Disposition) und aus der An­
drohung von Ordnungsstrafmaßnahmen (Sanktion). Sie sind 
die gebräuchlichste Form der Ordnungsstrafbestimmungen 
und ergehen als einfache, verweisende oder mehrschichtige 
Tatbestände oder auch als Tatbestände mit mehreren Alter­
nativen.

Einfache Ordnungswidrigkeitstatbestände sind Einzeltat­
bestände oder Tatbestandskataloge. Die Struktur des einfa­
chen Tatbestands ist überschaubar, verständlich und unkom­
pliziert in der Handhabung. So lautet z. B. § 10 Abs. 1 OWVO 
„Wer vorsätzlich einem gerichtlich auferlegten Tätigkeitsver­
bot zuwiderhandelt,“ (Disposition) „kann mit Verweis oder 
Ordnungsstrafe bis zu 500 Mark belegt werden“ (Sanktion).

Der Tatbestandskatalog reiht mehrere Einzeltatbestände 
in Ziffern aneinander. Ein Beispiel dafür ist § 16 Abs. 2 der 
3. DVO zum LKG — Sauberhaltung der Städte und Gemein­
den und Verwendung von Siedlungsabfällen — vom 14. Mai 
1970 (GBl. II Nr. 46 S. 339) i. d. F. des § 17 der VO über die 
umfassende Gewinnung und effektive Verwertung von Fut­
terreserven vom 16. Februar 1984 (GBl. I Nr. 10 S. 109). Die 
Spezifik dieser Regelungsmethode besteht darin, daß die 
Dispositionen der Einzeltatbestände in Ziffern erfaßt wer­
den (wie z. B. §16 Abs. 2 Ziff. 2 der, 3. DVO zum LKG: „in 
Grünanlagen oder Parks Schäden verursacht“) und die Sank­
tion summarisch für alle Dispositionen am Schluß oder — 
wie in dem genannten Beispiel — am Anfang steht.

Einfache Tatbestände oder Teile von Tatbestandskatalo­
gen werden zunehmend auch als hinweisende Tatbestände 
ausgestaltet. Bei der Rechtsanwendung wird der Normteil, 
auf den hingewiesen wird, in den Stammteil des Ordnungs­
widrigkeitstatbestands eirigeordnet. Beispielsweise verweist 
§ 16 Abs. 2 Ziff. 4 der 3. DVO zum LKG auf § 10 Abs. 4 dieser 
Rechtsvorschrift. Wird der Normteil, auf den verwiesen wird, 
in den Stammteil einbezogen, ergibt sich als Ordnungswid­
rigkeitstatbestand: „Wer vorsätzlich oder fahrlässig Sied­
lungsabfälle außerhalb der vorgesehenen Behältnisse oder 
der dafür bestimmten Plätze lagert, ... “

Verschiedentlich nennen hinweisende Tatbestände nur 
die Bezeichnung der entsprechenden Paragraphen. § 20 Abs. 1 
der АО über die Bewerbung um eine Lehrstelle — Bewer­
bungsordnung — vom 2. Januar 1982 (GBl. I Nr. 4 S. 95) legt 
z. B. fest: „Wer vorsätzlich oder fahrlässig als Leiter eines 
Betriebes gemäß § 1 Buchst, b Festlegungen gemäß § 9 Abs. 2 
und 4, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 2 und § 19 Abs. 2 bis 4 nicht ein­
hält, kann mit Verweis oder einer Ordnungsstrafe von 10 bis 
500 Mark belegt werden.“ Hier ist eine Zusammenstellung der 
Tatbestände vorgenommen worden. Es kommt vor, daß 
Normteile, auf die in einem Tatbestand verwiesen wird, 
auch noch auf andere Bestimmungen Bezug nehmen (so 
nimmt z. B. § 9 Abs. 2 der Bewerbungsordnung auf §§ 7 und 8 
Abs. 4 der Bewerbungsordnung Bezug). Die seit dem 1. Ja­
nuar 1982 erlassenen Ordnungsstrafbestimmungen enthalten 
überwiegend einfache Ordnungswidrigkeitstatbestände oder 
Tatbestandskataloge (60 Prozent)/*

Mit Recht wird m. E. dieser überschaubaren Art normati­
ver Ausgestaltung von Ordnungsstrafbestimmungen der Vor­
rang vor alternativreichen Ordnungswidrigkeitstatbeständen 
oder Blankettbestimmungen gegeben.

Eine Besonderheit stellen die sog. mehrschichtigen Ord­
nungswidrigkeitstatbestände dar. Sie erfassen in der ersten 
Stufe die schuldhafte Verletzung von ordnungsstrafrechtli­
chen Pflichten als Ordnungswidrigkeit. In der zweiten Stufe 
erfassen sie Folgen, die durch die vorausgegangene Ord­
nungswidrigkeit schuldhaft herbeigeführt wurden, als eine 
Ordnungswidrigkeit. Ein Beispiel hierfür ist § 47 Abs. 2 
Buchst, c StVO: Hier wird vorausgesetzt, daß eine Ordnungs­
widrigkeit nach § 47 Abs. 1 StVO begangen wurde (erste 
Stufe) und daß dadurch schuldhaft Personen- oder Sachscha­
den verursacht wurde, ohne daß strafrechtliche Verantwort­
lichkeit eintritt (zweite Stufe).

Zwischen vorausgegangener Ordnungswidrigkeit und 
Folge muß Kausalität und hinsichtlich der Folge Schuld (Vor­
satz oder Fahrlässigkeit i. S. des § 9 Abs. 2 OWG) gegeben 
sein. Entsprechend der Schuldkonzeption des Ordnungswid­

rigkeitsrechts ist davon auszugehen, daß Schuld für die Fol­
gen auch dann vorliegen muß, wenn eine solche doppelte 
Schuldkonstellation wie in § 47 Abs. 2 StVO nicht ausdrück­
lich im Ordnungswidrigkeitstatbestand geregelt ist. Da Ord­
nungswidrigkeiten stets schuldhaft begangene Rechtsverlet­
zungen sind (§ 2 Abs. 1 OWG), muß auch eine eingetretene 
Folge der Ordnungswidrigkeit, soweit sie dem Rechtsverletzer 
zur Last gelegt werden soll, von der für die Ordnungswidrig­
keit vorgesehenen Schuldform erfaßt werden.

Für mehrstufige Ordnungswidrigkeiten könnte jedoch § 47 
Abs. 1 und Abs. 2 Buchst, c StVO als Modell gelten, weil hin­
sichtlich der Folge die Schuld nochmals ausdrücklich geregelt 
ist und damit bezüglich des Schuldnachweises für die Folge 
keine Zweifel auftreten können.

Blankettbestimmungen

Blankettbestimmungen sind Ordnungsstrafbestimmungen, die 
Schuldvoraussetzungen und Ordnungsstrafmaßnahmen ent­
halten, während die Verhaltensanforderungen, deren schuld­
hafte Verletzung Ordnungsstrafmaßnahmen nach sich ziehen 
kann, entweder in der gleichen Rechtsvorschrift oder in an­
deren Rechtsvorschriften enthalten sind.

So heißt es in §23 Abs. 1 StVZO: „Wer vorsätzlich oder 
fahrlässig den Bestimmungen dieser Verordnung ... zuwi­
derhandelt ... “. Das bezieht sich ausschließlich auf die Be­
stimmungen der StVZO o d e r  die zu ihrer Durchführung 
erhobenen Forderungen. Die Blankettbestimmung des § 32 
Abs. 1 ASVO erfaßt die schuldhafte Verletzung aller auf dem 
Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes in Rechtsvor­
schriften oder betrieblichen Regelungen festgelegten Pflich­
ten als Ordnungswidrigkeiten. Blankettbestimmungen dieser 
Art erfassen alle Rechtsvorschriften (Gesetze, Verordnungen, 
Durchführungsbestimmungen, Anordnungen und Durchfüh­
rungsverordnungen) auf dem von der Blankettbestimmung 
begrenzten Gebiet. So erfaßt z. B. § 20 Abs. 1 Buchst, а des 
Brandschutzgesetzes den Brandschutz. Soweit es ausdrücklich 
vorgesehen ist (wie z. B. in § 32 Abs. 1 ASVO), werden auch 
betriebliche Regelungen erfaßt

Obwohl die Anzahl der Blankettbestimmungen im Ord­
nungswidrigkeitsrecht der DDR gering ist, beziehen sie sich 
jedoch auf eine Vielzahl von anderen Regelungen, deren 
schuldhafte Verletzungen Ordnungswidrigkeiten darstellen.

Eine (sicher seltene) Ausnahme normativer Ausgestaltung 
von Ordnungsstrafbestimmungen ist das „doppelte Blankett“. 
Der DDR-Standard TGL 30 104 „Gesundheits- und Arbeits­
schutz, Brandschutz; Arbeitsschutz- und brandschutzgerech­
tes Verhalten; Allgemeine Festlegungen“, der selbst von der 
Blankettbestimmung des § 20 Abs. 1 Buchst, а des Brand­
schutzgesetzes (Verletzung aller in Gesetzen und anderen all­
gemein-verbindlichen Rechtsvorschriften sowie Standards 
festgelegten Pflichten und technischen Bestimmungen zur 
Gewährleistung des Brandschutzes) erfaßt ist, nennt in Ziff. 2, 
2. Ordnungsstrich des weiteren alle betrieblichen Regelungen 
und Weisungen des Brandschutzes. Berechtigt wird in diesen 
Fällen bei Verletzungen der betrieblichen Regelungen und 
Weisungen des Brandschutzes meist von der Einleitung eines 
Ordnungsstrafverfahrens gemäß § 22 Abs. 2 OWG abgesehen 
und die arbeitsrechtliche disziplinarische oder materielle Ver­
antwortlichkeit (§§ 252 ff.'AGB) angewendet.

Blankettbestimmungen sind notwendiger Bestandteil des 
Ordnungswidrigkeitsrechts. Sie sind in der StVO, StVZO, im 
Brandschutz und im Arbeitsschutz auch unerläßlich. Sie soll­
ten jedoch als Ordnungsstrafbestimmung die Ausnahme dar­
stellen.
Prof. Dr. sc. WOLFGANG SURKAU, Berlin

4 Folgende nach dem 1. Januar 1982 erlassenen Gesetze enthalten 
z. B. Ordnungsstrafbestimmungen dieser Art:
§ 42 des Gesetzes über den Wehrdienst in der Deutschen Demo­
kratischen Republik - Wehrdienstgesetz - vom 25. März 1982 (GBl. I 
Nr. 12 S. 221),
§ 15 des Gesetzes über den Verkehr mit Sprengmitteln - Spreng­
mittelgesetz - vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 15 S. 309),
§ 42 des Wassergesetzes vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 S. 467),
§ 40 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten beim Menschen vom 3. Dezember 1982 (GBl. I Nr. 40 
S. 631),
§ 58 des Gesetzes über die Luftfahrt — Luftfahrtgesetz — vom 
27. Oktober 1983 (GBl. I Nr. 29 S. 277),
§ 13 des Gesetzes über die Anwendung der Atomenergie und den 
Schutz vor ihren Gefahren - Atomenergiegesetz - vom 8. Dezem­
ber 1983 (GBl. I Nr. 34 S. 325);
§ 19 des Gesetzes über die Bereitstellung von Grundstücken für 
Baumaßnahmen — Baulandgesetz - vom 15. Juni 1984 (GBl. I Nr. 17 
S. 201),
§ 31 des Gesetzes über das Jagdwesen in der Deutschen Demo­
kratischen Republik — Jagdgesetz — vom 15. Juni 1984 (GBl. I Nr. 18 
S. 217).


